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3. MEInUnG dES StAdtr AtES

Der Stadtrat hat ein sehr hohes interesse an einem gut funktionierenden  
Akutspital Uster mit einer gemeinnützigen Ausrichtung. Er hat sich deshalb mit 
der Umwandlung des Zweckverbands Spital Uster in eine gemeinnützige Aktien-
gesellschaft intensiv auseinandergesetzt. Der Stadtrat hat an der Vernehmlas-
sung der rechtsgrundlagen unter den Verbandsgemeinden grundlegende Punkte 
zur Verbesserung eingebracht, damit der Ustermer Bevölkerung mit dem Spital 
Uster eine weiterhin gute und qualitativ hochstehende gesundheitsversorgung 
zur Verfügung steht. 
Wesentlich war für den Stadtrat, dass bei der rechtsformumwandlung die 
gemeinnützigkeit auch in Zukunft einen hohen Stellenwert geniesst und keine 
kommerziellen interessen in den Vordergrund rücken können. Dieser grundsatz 
wurde in die interkommunale Vereinbarung sowie in die Statuten aufgenommen: 
Es dürfen beispielsweise keine Dividenden ausbezahlt werden, die eine ange-
messene Verzinsung des gesellschaftskapitals überschreiten. 
Auch für die mehr als 1'100 mitarbeitenden sollen nach der Umwandlung in 
eine gemeinnützige Ag weiterhin die bisherigen guten Arbeitsverhältnisse und 
die Arbeitsplatzsicherheit gewahrt werden. Diese grundsätze sind in der inter-
kommunalen Vereinbarung und im Entwurf des künftigen Personalreglements 
festgehalten. 

Seit 2012 ist das Spitalwesen eine kantonale Aufgabe, die gemeinden sind nicht 
mehr verpflichtet, sich zu engagieren. Seither haben schon 5 von 12 Gemeinden 
ihren Austritt aus dem Zweckverband Spital Uster gegeben. Umso wichtiger ist 
es, das finanzielle Risiko für die verbleibenden Gemeinden zu verringern: Im 
Zweckverband wird das finanzielle Risiko der verbleibenden Trägergemeinden 
durch den Austritt einer gemeinde grösser, da diese gegenüber kapitalgebern 
solidarisch haften. In der gemeinnützigen AG bleibt das finanzielle Risiko für die 
gemeinden als Aktionäre gleich, da jeder Aktionär immer nur mit seinem Aktien-
kapital haftet.
Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass Uster als Standortgemeinde für den (un-
wahrscheinlichen) Fall, dass das Spital nicht betriebsnotwendige liegenschaften 
verkauft, neu ein Vorkaufsrecht erhält.
Der Stadtrat empfiehlt aus diesen Gründen mit Überzeugung, der Umwandlung 
des Zweckverbandes in eine gemeinnützige Ag zuzustimmen und der interkom-
munalen Vereinbarung beizutreten.
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liebe Stimmbürgerinnen und Stimmbürger 
 
Ergänzend zum Antrag und erläuternden Bericht des Zweckverbandes Spital 
Uster geben wir ihnen nachfolgend die Anträge des Stadtrates und des gemein-
derates Uster zur geplanten Umwandlung des Zweckverbandes Spital Uster in 
eine gemeinnützige Aktiengesellschaft (Ag) bekannt:  
 
mit Beschluss vom 28. oktober 2014 stimmte der Stadtrat der Vorlage zu.  
 
Der gemeinderat stimmte der Umwandlung des Zweckverbandes Spital Uster in 
eine gemeinnützige Aktiengesellschaft per 1. Januar 2015 am 19. Januar 2015 
mit 19 Ja- zu 13 nein-Stimmen zu. Der interkommunalen Vereinbarung und der 
Ermächtigung des Stadtrates, alle zur Umwandlung des Zweckverbandes in eine 
gemeinnützige Aktiengesellschaft notwendigen Umsetzungsmassnahmen zu 
treffen, so dass die Stadt Aktionärin der Spital Uster Ag wird, stimmte der ge-
meinderat (ebenfalls am 19. Januar 2015) mit 30 Ja- zu 3 nein-Stimmen zu. Die 
Hauptargumente der Befürworter und gegner der Vorlage sind dabei auf den 
nachfolgenden Seiten dieser Beilage abgebildet.  
 
Sowohl der Stadtrat als auch der Gemeinderat Uster beantragen  
Ihnen somit, der Umwandlung des Zweckverbandes Spital Uster in 
eine gemeinnützige Aktiengesellschaft zuzustimmen sowie die  
Interkommunale Vereinbarung (IKV) zu genehmigen, so dass die Stadt 
Uster Aktionärin der Spital Uster AG werden kann. Eine Minderheit des 
Gemeinderates beantragt, der Umwandlung des Zweckverbandes in 
eine gemeinnützige Aktiengesellschaft nicht zuzustimmen.  
 
Wir laden Sie ein, die Vorlage zu prüfen und bis zum Abstimmungstermin vom 
Sonntag, 8. märz 2015 ihre Stimme abzugeben.  

 
Für den Stadtrat 
 
 
Werner Egli    Hansjörg Baumberger 
Stadtpräsident    Stadtschreiber 
 
Für den Gemeinderat 
 
 
Walter meier    Daniel reuter 
gemeinderatspräsident   ratssekretär
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1. MEInUnG dEr MEhrhEIt dES GEMEIndEr AtES 

Eine mehrheit des gemeinderates befürwortet die Umwandlung des Zweckver-
bandes in eine AG und empfiehlt, der Interkommunalen Vereinbarung beizutre-
ten. Die gründe dafür sind:

1. Ein Spital in der rechtsform einer Ag kann auf dem sich stark wandelnden 
gesundheitsmarkt schneller agieren. Zudem wäre es als Ag möglich, koope-
rationen mit anderen Anbietern auf dem gesundheitsmarkt einzugehen (zum 
Beispiel: gegenseitige Beteiligung am Aktienkapital mit anderen Spitälern).

2. Da die Gemeinden sich weder am Defizit noch an den Investitionen finanziell 
beteiligen müssen, ist der «Abbau der Volksrechte» vertretbar. Volksabstim-
mungen wären in Zukunft nur noch nötig, wenn die interkommunale Verein-
barung (ikV) geändert werden müsste. Es fragt sich ohnehin, wie sinnvoll 
Volksabstimmungen sind, bei denen über investitionen wohl abgestimmt 
wird, die Gemeinden diese dann aber nicht auch finanzieren müssen. 

3. in der heutigen Form des Zweckverbandes wären die gemeinden bei einem 
grossen Verlust (ein Zweckverband kann faktisch nicht konkurs gehen) in 
unbegrenzter Höhe nachschusspflichtig. Bei einer AG haften die Gemeinden 
«nur» mit ihrem Aktienkapital. Die Frage bleibt aber auch bei einer Ag, ob 
sich die gemeinden einen konkurs des Spitals überhaupt leisten könnten oder 
ob es in einem solchen Fall nicht sinnvoller wäre, weiteres Aktienkapital ein-
zuschiessen – allerdings nicht in unbeschränkter Höhe.

4. im Artikel 3 der interkommunalen Vereinbarung (ikV) ist festgeschrieben, 
dass der Spital Uster die medizinische grundversorgung für die region  
sicherstellt. Eine änderung dieser Haupt-Ausrichtung wäre nur mit einer 
Volksabstimmung möglich, welche die ikV entsprechend ändern würde.

5. Es ist zwar so, dass das obligationenrecht den Begriff einer «gemeinnützi-
gen» Ag nicht kennt. Die ikV braucht diese Bezeichnung aber, um auszu-
drücken, dass diese Ag nicht nach dem Shareholder-Prinzip funktionieren soll. 
gewinne sollen reinvestiert und nicht ausgeschüttet werden. Es werden keine 
tantiemen ausgerichtet. Einzig das Aktienkapital kann angemessen verzinst 
werden.

6. Ebenfalls in der ikV ist festgehalten, dass trägergemeinden so viel Aktien-
kapital halten müssen, dass sie die mehrheit der Aktionärsstimmen haben. 
Die Aufhebung dieser Bestimmung müsste per Volksabstimmung beschlossen 
werden.
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2. MEInUnG dEr MIndErhEIt dES GEMEIndEr AtES 

Eine minderheit des gemeinderats spricht sich gegen die Umwandlung in eine 
privatrechtliche Aktiengesellschaft aus. Falls die Umwandlung in eine Ag aber 
beschlossen wird, möchte nur eine kleine minderheit der ikV nicht beitreten.  
Folgende gründe werden von den gegnern der Umwandlung des Zweckverban-
des in eine Ag genannt:

1. Hauptgrund für die Ablehnung ist der Demokratieabbau. Zu grossen investi-
tionsvorhaben, wie zum Beispiel dem Bau einer neuen rehabilitationsklinik, 
hätte die Bevölkerung nichts mehr zu sagen. Steuergelder und die Spital-
liegenschaft würden dem gutdünken von Verwaltungsrat und Spitalleitung 
überlassen.

2. Es besteht kein zwingender Handlungsbedarf für die Umwandlung in eine Ag, 
wie dies von den Befürwortern dargestellt wird. Das Spital Uster ist heute als 
Zweckverband sehr erfolgreich tätig. im innerkantonalen Vergleich zwischen 
den Spitälern gehört es zu den effizientesten. Es gibt keinerlei Belege dafür, 
dass Spitäler, die als Ag organisiert sind, erfolgreicher sind.

3. Auch bei der Umwandlung in eine Ag bleiben die gemeinden letztlich für 
die Spitalversorgung verantwortlich, sie bleibt eine öffentliche Aufgabe. Die 
Beschränkung auf die Haftung mit dem Aktienkapital, wie sie von den Befür-
wortern angeführt wird, ist deshalb Augenwischerei. Würde der Ag konkurs 
drohen, müssten die gemeinden einspringen. Für Uster als Standortgemeinde 
gilt dies sowieso.

4. nur 51% der Aktien müssen längerfristig bei den gemeinden bleiben. mit 
einer solch knappen mehrheit ist die kontrolle durch die öffentliche Hand  
illusorisch. Damit werden längerfristig profitorientierte Spitalinvestoren ihre 
interessen durchsetzen können. Die Bezeichnung der Ag als gemeinnützig 
wird damit zur makulatur.

5. Eine griffige Eigentümerstrategie fehlt in der interkommunalen Vereinba-
rung. Der Zweck der gesellschaft ist derart weit gefasst, dass fast sämtliche 
Dienstleistungen im gesundheitswesen angeboten werden könnten. Somit 
besteht keinerlei gewähr, dass auch zukünftig die interessen der Bevölke-
rung, insbesondere der Patientinnen und Patienten der Umgebung, im Vor-
dergrund stehen.

6. Durch die Umwandlung in eine Ag verschlechtern sich die Anstellungsbedin-
gungen für das Spitalpersonal, auch wenn die löhne anfangs gleich bleiben. 
Zum Beispiel nimmt der kündigungsschutz ab. Die Erfahrung mit privatisier-
ten Spitälern zeigt aber, dass längerfristig auch der Druck auf die löhne zu-
nimmt, insbesondere bei weniger hoch qualifizierten Berufsgruppen. Zudem 
besteht in der Pflege die Gefahr, dass immer weniger qualifiziertes Personal 
eingesetzt wird. Die ersten, die dies merken werden, sind die Patientinnen 
und Patienten.
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Zweckverband sehr erfolgreich tätig. im innerkantonalen Vergleich zwischen 
den Spitälern gehört es zu den effizientesten. Es gibt keinerlei Belege dafür, 
dass Spitäler, die als Ag organisiert sind, erfolgreicher sind.

3. Auch bei der Umwandlung in eine Ag bleiben die gemeinden letztlich für 
die Spitalversorgung verantwortlich, sie bleibt eine öffentliche Aufgabe. Die 
Beschränkung auf die Haftung mit dem Aktienkapital, wie sie von den Befür-
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liebe Stimmbürgerinnen und Stimmbürger 
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Wir laden Sie ein, die Vorlage zu prüfen und bis zum Abstimmungstermin vom 
Sonntag, 8. märz 2015 ihre Stimme abzugeben.  

 
Für den Stadtrat 
 
 
Werner Egli    Hansjörg Baumberger 
Stadtpräsident    Stadtschreiber 
 
Für den Gemeinderat 
 
 
Walter meier    Daniel reuter 
gemeinderatspräsident   ratssekretär
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1. MEInUnG dEr MEhrhEIt dES GEMEIndEr AtES 

Eine mehrheit des gemeinderates befürwortet die Umwandlung des Zweckver-
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ten. Die gründe dafür sind:
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Beispiel: gegenseitige Beteiligung am Aktienkapital mit anderen Spitälern).

2. Da die Gemeinden sich weder am Defizit noch an den Investitionen finanziell 
beteiligen müssen, ist der «Abbau der Volksrechte» vertretbar. Volksabstim-
mungen wären in Zukunft nur noch nötig, wenn die interkommunale Verein-
barung (ikV) geändert werden müsste. Es fragt sich ohnehin, wie sinnvoll 
Volksabstimmungen sind, bei denen über investitionen wohl abgestimmt 
wird, die Gemeinden diese dann aber nicht auch finanzieren müssen. 

3. in der heutigen Form des Zweckverbandes wären die gemeinden bei einem 
grossen Verlust (ein Zweckverband kann faktisch nicht konkurs gehen) in 
unbegrenzter Höhe nachschusspflichtig. Bei einer AG haften die Gemeinden 
«nur» mit ihrem Aktienkapital. Die Frage bleibt aber auch bei einer Ag, ob 
sich die gemeinden einen konkurs des Spitals überhaupt leisten könnten oder 
ob es in einem solchen Fall nicht sinnvoller wäre, weiteres Aktienkapital ein-
zuschiessen – allerdings nicht in unbeschränkter Höhe.

4. im Artikel 3 der interkommunalen Vereinbarung (ikV) ist festgeschrieben, 
dass der Spital Uster die medizinische grundversorgung für die region  
sicherstellt. Eine änderung dieser Haupt-Ausrichtung wäre nur mit einer 
Volksabstimmung möglich, welche die ikV entsprechend ändern würde.

5. Es ist zwar so, dass das obligationenrecht den Begriff einer «gemeinnützi-
gen» Ag nicht kennt. Die ikV braucht diese Bezeichnung aber, um auszu-
drücken, dass diese Ag nicht nach dem Shareholder-Prinzip funktionieren soll. 
gewinne sollen reinvestiert und nicht ausgeschüttet werden. Es werden keine 
tantiemen ausgerichtet. Einzig das Aktienkapital kann angemessen verzinst 
werden.

6. Ebenfalls in der ikV ist festgehalten, dass trägergemeinden so viel Aktien-
kapital halten müssen, dass sie die mehrheit der Aktionärsstimmen haben. 
Die Aufhebung dieser Bestimmung müsste per Volksabstimmung beschlossen 
werden.
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2. MEInUnG dEr MIndErhEIt dES GEMEIndEr AtES 
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Folgende gründe werden von den gegnern der Umwandlung des Zweckverban-
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3. MEInUnG dES StAdtr AtES

Der Stadtrat hat ein sehr hohes interesse an einem gut funktionierenden  
Akutspital Uster mit einer gemeinnützigen Ausrichtung. Er hat sich deshalb mit 
der Umwandlung des Zweckverbands Spital Uster in eine gemeinnützige Aktien-
gesellschaft intensiv auseinandergesetzt. Der Stadtrat hat an der Vernehmlas-
sung der rechtsgrundlagen unter den Verbandsgemeinden grundlegende Punkte 
zur Verbesserung eingebracht, damit der Ustermer Bevölkerung mit dem Spital 
Uster eine weiterhin gute und qualitativ hochstehende gesundheitsversorgung 
zur Verfügung steht. 
Wesentlich war für den Stadtrat, dass bei der rechtsformumwandlung die 
gemeinnützigkeit auch in Zukunft einen hohen Stellenwert geniesst und keine 
kommerziellen interessen in den Vordergrund rücken können. Dieser grundsatz 
wurde in die interkommunale Vereinbarung sowie in die Statuten aufgenommen: 
Es dürfen beispielsweise keine Dividenden ausbezahlt werden, die eine ange-
messene Verzinsung des gesellschaftskapitals überschreiten. 
Auch für die mehr als 1'100 mitarbeitenden sollen nach der Umwandlung in 
eine gemeinnützige Ag weiterhin die bisherigen guten Arbeitsverhältnisse und 
die Arbeitsplatzsicherheit gewahrt werden. Diese grundsätze sind in der inter-
kommunalen Vereinbarung und im Entwurf des künftigen Personalreglements 
festgehalten. 

Seit 2012 ist das Spitalwesen eine kantonale Aufgabe, die gemeinden sind nicht 
mehr verpflichtet, sich zu engagieren. Seither haben schon 5 von 12 Gemeinden 
ihren Austritt aus dem Zweckverband Spital Uster gegeben. Umso wichtiger ist 
es, das finanzielle Risiko für die verbleibenden Gemeinden zu verringern: Im 
Zweckverband wird das finanzielle Risiko der verbleibenden Trägergemeinden 
durch den Austritt einer gemeinde grösser, da diese gegenüber kapitalgebern 
solidarisch haften. In der gemeinnützigen AG bleibt das finanzielle Risiko für die 
gemeinden als Aktionäre gleich, da jeder Aktionär immer nur mit seinem Aktien-
kapital haftet.
Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass Uster als Standortgemeinde für den (un-
wahrscheinlichen) Fall, dass das Spital nicht betriebsnotwendige liegenschaften 
verkauft, neu ein Vorkaufsrecht erhält.
Der Stadtrat empfiehlt aus diesen Gründen mit Überzeugung, der Umwandlung 
des Zweckverbandes in eine gemeinnützige Ag zuzustimmen und der interkom-
munalen Vereinbarung beizutreten.
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